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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Juli 1956 


Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 162. Sitzung 
am 20. Juli 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 5. Juli 1956 verabschiedeten 


Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Notopfergesetzes 
- Drucksachen 2586, 2277 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel einberufen wird, dem Gesetz 
die Fassung des vom Bundesrat am 15. Juni 1956 beschlossenen 
Initiativgesetzentwurfs zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ zu geben. 

Begründung 

Auf die dem Initiativgesetzentwurf — Drucksache 2638 — beige- 
fügte Begründung und die Begründung der Anrufung des Vermitt- 
lungsausschusses wegen des vom Bundestag am 5. Juli 1956 verab- 
schiedeten Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
und des Körperschaftsteuergesetzes — Nr. 6 der Anlage zu Druck- 
sache 2643 — wird Bezug genommen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 108 
des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

gez. von Hassel 


Bonn, den 20. Juli 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Juli 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

von Hassel 


Drude: Bonner Universitäts-B uchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



